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Verbandsversammlung am 18.12.2008 
 
 
 
TOP 6 (öffentlich) 
Aus- und Neubau der Rheintalbahn Karlsruhe – Basel 
hier: Planfeststellungsverfahren zum Abschnitt 7.3 Lahr - Mahlberg 
 
–  beschließend  – 
 
 
 
1 Beschlussvorschlag der Geschäftsstelle 

 
1.1 Stellungnahme zum Planfeststellungsabschnitt 7.3 Lahr - Mahlberg 

 
1.1.1  Der Regionalverband Südlicher Oberrhein bekennt sich erneut zum vorrangi-

gen 4-gleisigen Ausbau der Rheintalbahn zwischen Karlsruhe und Basel und 
setzt sich weiterhin für eine zügige Realisierung des Gesamtprojektes ein. 
 

1.1.2 Die für den Abschnitt 7.3 vorgelegte Planung wird abgelehnt weil,  
- die neueren wissenschaftlichen Erkenntnisse zur Lärmwirkung bei der 

Bemessung des Lärm- und Erschütterungsschutzes nicht berücksichtigt 
sind und 

- die Alternative autobahnparallele Trasse unzureichend betrachtet ist. 
 

1.1.3 Der Regionalverband Südlicher Oberrhein bekennt sich gemäß des regional-
politischen Votums seiner Verbandsversammlung zu einer bevorzugten Be-
trachtung des Schutzzieles Lärmminderung und fordert, dass das 3./4. Gleis im 
Planfeststellungsabschnitt 7.3 als Teil einer zweigleisigen Güterverkehrstrasse 
entlang der BAB A 5 zwischen Offenburg und Riegel geführt wird. 
Der Regionalverband Südlicher Oberrhein fordert die Vorhabensträgerin auf, 
hierfür planfeststellungsreife Unterlagen vorzulegen. Dabei fordert die Region 
sämtliche schalltechnische und flächenmäßigen Optimierungsmöglichkeiten zu 
nutzen, damit für die Ortslagen westlich und östlich der Autobahn ein Anstieg 
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der derzeitigen Gesamtverkehrslärmbelastung aufgrund von Straßen- und 
Schienenverkehrslärm vermieden wird.  
 
In den Ortslagen entlang der bisherigen Bahnstrecke muss eine durchgehen-
de, über das gesetzliche Maß hinausgehende Lärmsanierung gewährleistet 
sein. 
 

 
1.1.4 Der Regionalverband Südlicher Oberrhein gibt die beigefügte Stellungnahme ab. 

 
1.2 Forderungen an die Bundesregierung 

 
Der Regionalverband Südlicher Oberrhein bekräftigt die mit seinen Beschlüs-
sen vom 21.07.2005, 08.12.2005, 10.05.2006, 07.12.2006, 21.12.2006 sowie 
09.10.2008 an die Bundesregierung gerichteten Forderungen, insbesondere 

- die für die Planung von neuen Schienenwegen einschlägigen Gesetze 
und Rechtsverordnungen aus Gründen des Gesundheitsschutzes zu 
novellieren sowie  

- im Interesse aller an Schienenwegen lebenden Menschen ein nationa-
les und EU-weites Sanierungskonzept für das „Rollende Material“ rasch 
umzusetzen. 

 
Das Bundesverkehrsministerium wird als das für den Verkehrsträger „Eisen-
bahn“ zuständige Ressort aufgefordert,  

- die Überprüfung des Schienenbonus nicht weiter zu verschleppen; 

- die Ergebnisse der bereits im Frühjahr 2006 zugesagten wissenschaftli-
chen Studien zu den gesundheitlichen Auswirkungen von Schienenver-
kehrslärm zeitnah vorzulegen sowie 

- über den derzeitigen Sachstand der Prüfung des Gesetzgebungsvor-
schlages zur „Änderung der Verkehrslärmschutzverordnung – zum 
Schienenverkehr (16. BImSchV)“ zu informieren. 

 
1.3 Forderungen an die Landesregierung 

 
Der Regionalverband Südlicher Oberrhein bekräftigt die mit seinen Beschlüs-
sen vom 21.07.2005, 08.12.2005, 10.05.2006, 07.12.2006, 21.12.2006 sowie 
09.10.2008 an die Landesregierung gerichtete Forderung, die unter Ziffer 1.2 
genannten Forderungen an die Bundesregierung zu unterstützen und ggf. über 
eine Bundesratsinitiative auf die Änderungen der einschlägigen Normen - ins-
besondere die Anpassung der 16. BImSchV - hinzuwirken.  
 

1.4 Die Geschäftsstelle wird beauftragt, weiterhin konstruktive Vorschläge im Inte-
resse der an Schienenwegen lebenden Menschen zu erarbeiten und hierüber 
zu berichten. 
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2 Anlass 
Mit Schreiben vom 15.10.2008 hat das Regierungspräsidium Freiburg als An-
hörungsbehörde dem Regionalverband Südlicher Oberrhein als Träger öffentli-
cher Belange die Möglichkeit gegeben, zu den Planfeststellungsunterlagen 
zum Aus- und Neubau der Rheintalbahn, Abschnitt 7.3 Lahr – Mahlberg, bis 
zum 15.01.2009 Stellung zu nehmen.  
 
Für den Regionalverband sind bei seiner Stellungnahme insbesondere die re-
gionalbedeutsamen Aspekte der Planung von besonderem Interesse. Grund-
lage dafür bildet die bisherige Beschlusslage. 
 

3 Kurzbeschreibung des Projektes 
Der Planfeststellungsabschnitt 7.3 Lahr – Mahlberg hat eine Gesamtlänge von 
10,9 km und schließt direkt an den von Norden her geplanten Abschnitt 7.2. 
an. Die nördliche Planfeststellungsgrenze befindet sich innerhalb des Stadtge-
bietes von Lahr. Der Planabschnitt endet an der südlichen Gemarkungsgrenze 
der Stadt Mahlberg im Ortsteil Orschweier.  
 
Für den schnellen Fernverkehr werden parallel zur bestehenden Rheintalbahn 
westlich zwei neue Gleise gebaut. Die Höhenlage der neuen Gleise richtet sich 
weitgehend nach der Höhenlage der bestehenden Gleise. In der freien Feldla-
ge werden die Gleise der ABS um ca. 60 cm höher angeordnet als die Gleise 
der bestehenden Rheintalbahn. Zusätzlich wird in Teilbereichen eine Gradien-
tenerhebung erforderlich, die maximal 50 cm beträgt. Die neuen Gleise werden 
für den Personenfernverkehr auf eine Geschwindigkeit von 250 km/h konzi-
piert, die Streckenhöchstgeschwindigkeit für die bestehende Rheintalbahn 
bliebt auch zukünftig 160 km/h innerhalb des PfA 7.3. 
 

.  
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Die Züge des Fernverkehrs sollen dabei vorwiegend die Ausbaustrecke, die 
Nahverkehrszüge dagegen die Gleise der Rheintalbahn nutzen. Der Güterver-
kehr verteilt sich ungefähr im Verhältnis 1:2 (ABS/Rheintalbahn) auf beide 
Gleispaare (Schalltechnische Untersuchung, S.19). 
Durch den Bau des 3. und 4. Gleises in Parallellage zur bestehenden Rhein-
talbahn wird die Verkehrsbelastung, insbesondere die des Güterverkehrs, in 
dem betroffenen Raum erheblich ansteigen. 

- Als Lärmvorsorgemaßnahmen sind insgesamt ca. 13,2 km Schall-
schutzwände mit Höhen bis zu 5,5 m über Schienenoberkante vorge-
sehen. 

- Weiter ist als aktive Schallschutzmaßnahme innerhalb des gesamten 
PfA 7.3 durchgehend für alle vier Gleise die Maßnahme des sog. „Be-
sonders überwachten Gleises (BüG)“ vorgesehen. Das BüG wurde vom 
Eisenbahn-Bundesamt als eine besondere Vorkehrung anerkannt, mit 
der eine dauerhafte Schallminderung um 3 dB(A) an der Schallquelle 
zu erzielen ist. 

- Für ca. 942 Wohneinheiten können trotz der hohen Lärmschutzwände 
die Nachtgrenzwerte nicht eingehalten werden, so dass an dieser Stelle 
passiver Schallschutz erforderlich wird.  

 
Der Planung des Abschnittes 7.3 wurde – wie bei allen vorherigen Planfeststel-
lungsverfahren – die Zugzahlen des Bundesverkehrswegeplans 2003 zugrun-
de gelegt: 
 

- Ausgehend von einer derzeitigen Kapazität der Rheintalbahn von 274 
Zügen/Tag, werden für das Jahr 2015 436 Züge/Tag, davon 284 Güter-
züge/Tag prognostiziert.  

 
Aufgrund der zahlreichen Einwendungen gegenüber den zu kurz gegriffenen 
Prognosen bis 2015 in vorangegangenen Planfeststellungsverfahren hatte das 
Land Baden-Württemberg das Gutachten „Prognose der Verkehrsnachfrage 
und der Zugzahlen auf der Oberrheinstrecke 2025“ beim Ingenieurbüro BVU in 
Auftrag gegeben, dessen Ergebnisse am 08.02.2008 präsentiert wurden.  

- Die für 2025 im Vergleich zu 2015 prognostizierte Mehrbelastung liegt 
demnach für den Abschnitt 7.3 Lahr – Mahlberg bei 2 Zügen im Perso-
nenfern- und 14 Zügen im Güterverkehr am Tag. 

- Die Rheintalbahn hat laut Gutachten eine Streckenkapazität von 579 
Zügen insgesamt bei einer Auslastung mit entsprechenden Puffern von 
78 %. Bei einer Vollauslastung stehen noch 45 weitere Trassen pro Tag 
zur Verfügung. 

 
Gleichzeitig sicherte das Regierungspräsidium Freiburg zu, die neuen Zugzah-
len für das Jahr 2025 in alle laufenden Anhörungsverfahren einzubringen.  
In einem vom Regierungspräsidium Freiburg in Abstimmung mit dem Innenmi-
nisterium beauftragten Ergänzungsgutachten der BVU wurden die Aussagen 
des Gutachtens vom Februar 2008 zur maximal möglichen Auslastung der 
Strecke nochmals verfeinert. Dies erfolgte unter Berücksichtigung der neues-
ten Eisenbahnleittechnik und der Entmischung des Güterverkehrs vom sonsti-
gen Verkehr. Am 28.11.2008 wurden die Ergebnisse präsentiert. 
 

- Die Streckenkapazität im Planfeststellungsabschnitt 7.3 wird demnach 
bei einer Auslastung von 61 % mit entsprechenden Puffern auf 744 Zü-
ge pro Tag beziffert. Bei einer Vollauslastung stehen noch 118 weitere 
Trassen pro Tag zur Verfügung. 
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Die Prognose liegt also noch deutlich höher, als die vom Regionalverband an-
gebrachten Erfahrungswerte aus der Schweiz von ca. 620 Zügen pro Tag. 
 
Die Planungsgrundlage für die Planfeststellungsunterlagen der DB Netz AG 
bilden allerdings nach wie vor die Zahlen des Bundesverkehrswegeplans 2003. 
 

4 Alternativplanung „Autobahnparallele Trasse“ 
Wie aus den Planfeststellungsunterlagen zu entnehmen ist kann bei der An-
tragstrasse nur mittels passiver Lärmschutzmaßnahmen eine Unterschreitung 
der Schwelle der Gesundheitsgefährdung durch die Lärmbelastung erreicht 
werden. Die Antragstrasse ist hinsichtlich des aktiven Schallschutzes nicht 
mehr weiter optimierungsfähig. 
Bei einer 2-gleisigen, autobahnparallelen Güterverkehrstrasse hingegen 
kommt es zu einer deutlichen Entlastung der Gemeinden entlang der beste-
henden Rheintalbahn. Gleichzeitig ist es möglich über schalltechnische Opti-
mierungen einen Anstieg der derzeitigen Gesamtverkehrslärmbelastung auf-
grund von Straßen- und Schienenverkehrslärm für die Ortslagen westlich und 
östlich der Autobahn zu vermeiden. Aus raumordnerischer Sicht ist festzuhal-
ten, dass diese Trassenvariante auch dem Bündelungsprinzip mit vorhande-
nen Trassen entspricht. Sie weist zudem weniger Entwicklungseinschränkun-
gen für die dort anliegenden Kommunen auf, als dies die Antragstrasse für die 
angrenzenden Kommunen bedeuten würde.  
 
Mehr als jeder zweite Bürger des Landes fühlt sich durch eine zu hohe Lärm-
belastung beeinträchtigt. Lärm und Schienenlärm sind in hohem Maße ein ge-
samtgesellschaftliches Problem. Angesichts der neuen Qualität der nun vorlie-
genden lärmtechnischen Betrachtung für den Bauabschnitt Lahr – Mahlberg ist 
es gerechtfertigt gegenüber „erhöhtem Flächenverbrauch“ und ggf. höheren 
Kosten dem Aspekt „Lärmimmissionen in Siedlungsbereichen“ einen überra-
genden Stellenwert zugunsten einer autobahnparallelen Trassenführung einzu-
räumen.  
 
Daher hat sich die Verbandsversammlung in ihrem regionalpolitischen Votum 
mit 83 % für eine autobahnparallele Trassenführung des 3./4. Gleises ausge-
sprochen. Auf der Basis unseres Gutachtens hat der Kreistag des Ortenau-
kreises in seiner Sitzung am 21.10.2008 die Trassenführung beraten und sich 
mehrheitlich für die autobahnparallele Variante entschieden. 
 

5 Ergänzende Forderungen an die Bundes- und Landesregierung 
 
Aus den vorliegenden Planfeststellungsunterlagen, den gewonnenen Erkennt-
nissen der anderen Planfeststellungsverfahren sowie der Studie „Langfristper-
spektiven für eine integrierte Raum- und Eisenbahnentwicklung am Hochrhein 
und Oberrhein“, unserem öffentlichen Hearing „Lärm entlang der Aus- und 
Neubaustrecke Rheintalbahn“ am 18.11.2005 in Bad Krozingen sowie unse-
rem ersten Schienenlärmkongress am 11.07.2008 in Freiburg ergeben sich ei-
ne Reihe von Forderungen zum Bau von Schienenwegen, für die das Regie-
rungspräsidium Freiburg als Anhörungsbehörde im Rahmen des Planfeststel-
lungsverfahrens nicht der primäre Adressat ist. 
 
Daher haben die Verbandsgremien mit den Beschlüssen vom 21.07.2005, 
08.12.2005, 10.05.2006, 07.12.2006, 21.12.2006 sowie vom 09.10.2008 an die 
Bundesregierung zahlreiche Forderungen gerichtet, die für die Planung von 
neuen Schienenwegen einschlägigen Gesetze und Rechtsverordnungen aus 
Gründen des Gesundheitsschutzes zu novellieren. 
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Mit Schreiben von 19.01. und 20.03.2006 teilte das Bundesverkehrsministeri-
um dem Regionalverband Südlicher Oberrhein mit, dass dort Studien zur Fra-
ge in Auftrag gegeben seien, inwieweit Schienenverkehrslärm gesundheits-
schädigende Auswirkungen haben könnte. Auf der Grundlage dieser Studien-
ergebnisse müsste ggf. der Schienenbonus überprüft werden. Gleichzeitig sag-
te das Bundesverkehrsministerium zu, den Regionalverband über die Ergeb-
nisse zu informieren. Mit Schreiben vom 19.10.2006 wies das Ministerium dar-
auf hin, dass verschiedene Studien in Arbeit seien bzw. kurz vor der Veröffent-
lichung stünden. 
 
Mit gemeinsamem Schreiben vom 08.01.2007 hatten die beiden Regionalver-
bände Hochrhein-Bodensee und Südlicher Oberrhein dem Bundesverkehrsmi-
nisterium den Gesetzgebungsvorschlag zur „Änderung der Verkehrslärm-
schutzverordnung – zum Schienenverkehr (16. BImSchV)“ übermittelt. Mit 
Antwortschreiben vom 23.02.2007 sicherte das Ministerium zu, dass dieser 
„konstruktive Vorschlag“ eingehend geprüft werde und der Regionalverband 
über die Ergebnisse unterrichtet würde.  
 
Nachdem dem Regionalverband bis Ende 2007 keine weiteren Informationen 
zum Thema Schienenlärm und Schienenbonus von Seiten des Bundesver-
kehrsministeriums vorlagen, versandten die beiden Regionalverbände Hoch-
rhein-Bodensee und Südlicher Oberrhein am 14.11.2007 ein gemeinsames Er-
innerungsschreiben an Bundesverkehrsminister Wolfgang Tiefensee zu diesen 
Themen.  
 
Auf dem ersten Schienenlärmkongress der Universität Freiburg und des Regi-
onalverbands Südlicher Oberrhein am 11.07.2008 berichtete Frau Prof. Dr. 
Barbara Griefahn über die neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse aus den 
verschiedenen Studien von 2006 bis 2008. Danach hat sich die wissenschaftli-
che Erkenntnis verfestigt, dass der Schienenlärm für die Nacht sogar eine hö-
here – auch gesundheitsrelevante – Störwirkung entfaltet als der Flug- oder 
Straßenlärm. Diese Erkenntnis belegte Frau Prof. Dr. Griefahn mit folgenden 
Aspekten aus ihren Studien: 

- Der Schienenlärm führt zu einer erhöhten Aufwachwahrscheinlichkeit im 
Vergleich zu den Verkehrsträgern Luft und Straße. 

- Durch das Aufwachen kommt es zu anderen physiologischen Verände-
rungen im Organismus, wie z. B. die Zunahme der Herzschlagfrequenz, 
die beim Schienenverkehrslärm – v. a. beim Aufwachen aus der Tief-
schlafphase – deutlich größer ist als beim Straßen-  
oder Luftverkehr. 

- Insgesamt kann eine stärkere Zunahme der Schlafstörungen beim 
Schlafeffizienzindex und eine geringe Schlafeffizienz bei der Einwirkung 
von Schienenverkehrslärm im Vergleich zu den anderen Verkehrsträ-
gern festgestellt werden. 

- Die Aufwachwahrscheinlichkeit ist in Abhängigkeit zum Maximalpegel 
zu sehen. Der äquivalente Dauerschallpegel als rechnerische Größe ist 
für die Beurteilung der Lärmwirkung in der Nacht nicht relevant. 

 
Die o. g. Erkenntnisse von Frau Prof. Dr. Griefahn wurden durch neue Er-
kenntnisse aus dem Jahr 2008 durch die Forschungskollegen Evy Öhrström, 
Universität Göteborg, Schweden, und Mathias Basner, Deutsches Zentrum für 
Luft- und Raumfahrt, bestätigt. Gerade diese gesundheitlichen Auswirkungen 
des Schienenverkehrslärms wurden bislang beim Schienenbonus nicht näher 

(DS PlA 04/08) 
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betrachtet. Aufgrund der neueren Erkenntnisse zu den gesundheitlichen Aus-
wirkungen des Schienenlärms drängt sich die Frage auf, ob dies nicht zumin-
dest für den Nachtzeitraum zu einer Aufhebung des Schienenbonus oder sogar 
zu einem „Schienen-Malus“ führen müsste. 
 
Auf dem Schienenlärmkongress am 11.07.2008 bestätigte Herr Dr. Ulrich Sto-
rost, Vorsitzender Richter am Bundesverwaltungsgericht (Eisenbahn-Senat), in 
seinem Vortrag die Auffassung, dass die Anhörungsbehörde – d. h. das Regie-
rungspräsidium Freiburg – in ihrer abschließenden Stellungnahme zum Ergeb-
nis des Verfahrens auf Bedenken gegenüber der Gesetzeskonformität des 
Schienenbonus hinweisen könne. Dafür müssten neue, dem heutigen Kennt-
nisstand gesicherte Forschungsergebnisse als Begründung herangezogen 
werden, die für den Schienenbonus zu einer anderen Beurteilung führen.  
 
Nach der Rechtsprechung ist der Verordnungsgeber verpflichtet, die Fortent-
wicklung der Lärmwirkungsforschung zu beobachten, den Schienenbonus un-
ter Kontrolle zu halten und ggf. entstehende Neuerkenntnisse zu bewerten und 
zu gewichten. Vor diesem Hintergrund ist auch die Landesregierung politisch 
gehalten, bei der Bundesregierung darauf hinzuwirken, dass die Fortentwick-
lung der Lärmwirkungsforschung und die Überprüfung des Schienenbonus 
Eingang in die Überarbeitung der 16. BImSchV finden. 
 
Eine Veränderung in der lärmmedizinischen Bewertung des Schienenlärms 
(Schienenbonus und Spitzenschallpegel) würde zur gerichtlichen Aufhebung 
des Planfeststellungsbeschlusses führen mit der Konsequenz einer alternati-
ven Neuplanung. Daher sollten im Hinblick auf größtmögliche Planungssicher-
heit sowohl DB AG als auch Bund und Land ein Interesse daran haben, dass 
diese Fragestellungen noch vor Erlass der Planfeststellungsbeschlüsse geklärt 
werden. 
 
Erst mit Schreiben vom 06.08.2008 beantwortete das Bundesverkehrsministe-
rium das Erinnerungsschreiben vom November 2007. Darin bestätigt das Mi-
nisterium, seine frühere Zusage, die Rechtfertigung des Schienenbonus über-
prüfen zu lassen. Es werden auf die Ergebnisse des Ende 2006 abgeschlosse-
nen Forschungsverbundprojekts „Leiser Verkehr“ hingewiesen, die „derzeit 
weder eine Modifikation noch das Aussetzen des Schienenbonus“ rechtferti-
gen. Daher werde im Rahmen eines anderen Forschungsverbundvorhabens 
„Noise effects“ im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Techno-
logie zur Zeit eine Bewertung der Wirkung unterschiedlicher Verkehrslärmarten 
und deren zeitlicher Struktur durchgeführt. Ergebnisse würden nicht vor Herbst 
2009 vorliegen 
 
Mit Schreiben vom 17.09.2008 hat der Verbandsvorsitzende Herrn Bundesmi-
nister Tiefensee geantwortet und dabei insbesondere auf folgende Gesichts-
punkte hingewiesen: 

 
 - Schienenbonus: Schlussbericht zum Bereich Lärmwirkungen im For-

schungsverbund „Leiser Verkehr“ 
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Das Zitat ist zutreffend, verschweigt aber, dass dieser Schlussfolgerung nur 
Forschungsergebnisse bis zum Jahr 2006 zugrunde lagen. Dass aber gera-
de im Jahr 2007 und in den vergangenen Monaten des Jahres 2008 neue 
Erkenntnisse zu den gesundheitlichen Auswirkungen des Schienenver-
kehrslärms veröffentlicht wurden, hat Frau Prof. Griefahn, u. a. mit Hinweis 
auf Untersuchungen der Forschungskollegen Evy Öhrström, Universität Gö-
teborg und Mathias Basner, Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt, 
beim Ersten Schienenlärmkongress am 11.07.2008 in der Universität Frei-
burg eindrucksvoll dargestellt. Diese Erkenntnisse werden vom Bundesver-
kehrsministerium bislang nicht berücksichtigt. Sie bestätigen die bereits im 
Jahr 2006 bekannten Ergebnisse, so dass das Erfordernis weitergehender 
flächenhafter Untersuchungen mittlerweile erbracht ist.  

 
 

  - Forschungsvorhaben „Noise effects“  
 

Nach unserem Kenntnisstand wird dieses Forschungsvorhaben, mit dem die 
Lärmwirkungen des Schienenverkehrs in der Nacht genauer untersucht 
werden, wohl frühestens im Jahr 2010 abgeschlossen sein.  

 
Bemerkenswert scheint mir die Tatsache, dass dieses Vorhaben vom Bun-
desministerium für Wirtschaft und Technologie gefördert wird. Über eigene 
Aktivitäten Ihres Hauses, den Schienenlärm auf seine gesundheitlichen Wir-
kungen zu untersuchen, finden wir – entgegen Ihren Ankündigungen vom 
Frühjahr 2006 – keine weiteren Anhaltspunkte. 

 
 
 -  Gesetzgebungsvorschlag zur „Änderung der Verkehrslärmschutzverordnung 

– zum Schienenverkehr“ (16. BImSchV) 
 

Mit Schreiben vom 23.02.2007 sicherte Ihr Ministerium zu, dass unser „kon-
struktiver Vorschlag“ eingehend geprüft werde und uns über die Ergebnisse 
unterrichten würde. Leider enthält auch das letzte Schreiben vom 
06.08.2008 hierzu keine Aussagen. 

 
 
Die vom Schienenlärm betroffenen Menschen haben ein Recht, von der Politik 
fachlich tragfähige Aussagen zu den gesundheitlichen Auswirkungen des 
Schienenlärms zu erhalten. Bei den Menschen in unserer Region verdichtet 
sich zunehmend der Eindruck, dass die zugesagte Überprüfung des Schienen-
bonus weiter auf die lange Bank geschoben wird. Darüber hinaus wirft das 
Schreiben vom 06.08.2008 die Frage auf, ob das Bundesverkehrsministerium 
die Federführung des Themas Schienenlärm - zumindest bis zum Abschluss 
des Forschungsvorhabens „Noise effects“ - an das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie abgegeben hat.  
 
Nachdem der Verbandsvorsitzende mit Schreiben vom 10.10.2008 Herrn Mi-
nister Tiefensee das Ergebnis des regionalpolitischen Votums mitgeteilt hat 
und die Forderung nach einer Überprüfung des Schienenbonus nochmals be-
kräftigt hat, antwortete das Bundesverkehrsministerium mit Schreiben vom 
25.11.2008: 
Es weist darauf hin, dass die DB-Netz AG die parallele Neubaustrecke zur be-
stehenden Rheintalbahn „zu Recht […] in die Planfeststellungsverfahren (Ab-
schnitte 7.1 bis 8.0) eingebracht [hat]“, aufgrund der raumordnerischen Ent-
scheidung des Regierungspräsidiums von 1991 bzw. 2002.  
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Zudem wird das Ergebnis des regionalpolitischen Votums aufgrund der Kappel-
Grafenhausener Erklärung in Frage gestellt, da gemäß dieser Erklärung die gu-
tachterliche Stellungnahme des Regionalverbands „keine Basis für ein regio-
nalpolitisches Votum ist“. 

 
Hinsichtlich der zugesagten Überprüfung des Schienenbonus kommt das Mi-
nisterium zu dem Schluss, dass  
 
„die bisher vorliegenden neueren Untersuchungen […] keinen Anlass [geben], 
von der Anwendung des Schienenbonus abzusehen. Jedoch wird die Bundes-
regierung den Erkenntnisstand der Lärmwirkungsforschung in diesem Sektor 
mit hoher Aufmerksamkeit beobachten.“  
 
Für den Regionalverband Südlicher Oberrhein gilt es dessen ungeachtet, den 
eingeschlagenen Weg im Interesse der an Schienenwegen lebenden Men-
schen weiter konsequent zu verfolgen und sich für einen menschengerechten 
„Aus- und Neubau der Rheintalbahn“ einzusetzen. 

 
 
 



   Anlage zu DS VVS 13/08 
 

 

 

 
 
 

 Regierungspräsidium Freiburg 
- Referat 15 - 
      
79083 Freiburg i. Br. 
      
      
      
 
 
 
 

. 
 
 
ABS / NBS Karlsruhe – Basel,  
Planfeststellungsverfahren nach § 18 AEG i.V.m. §§ 72 ff LVwVfG 
zum Abschnitt 7.3 Lahr - Mahlberg 
hier: Stellungnahme im Anhörungsverfahren 
 
Ihr Schreiben vom 15.10.2008; Az: 15-3824/01-7.3 
 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nach Beratung und Beschlussfassung durch unseren Verbandsversammlung 
am 18.12.2008 nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
 
1. Bekenntnis zum 4-gleisigen Ausbau der Rheintalbahn 
 
 Der Regionalverband Südlicher Oberrhein bekennt sich erneut zum 

vorrangigen 4-gleisigen Ausbau der Rheintalbahn zwischen Karlsruhe 
und Basel und setzt sich weiterhin für eine zügige Realisierung des Ge-
samtprojektes ein.  

 
2. Ablehnung der vorgelegten Planung für den Abschnitt 7.3 
 
 Die für den Abschnitt 7.3 vorgelegte Planung wird abgelehnt weil,  

- die neueren wissenschaftlichen Erkenntnisse zur Lärmwirkung 
bei der Bemessung des Lärm- und Erschütterungsschutzes nicht 
berücksichtigt sind und 

- die Alternative autobahnparallele Trasse unzureichend betrachtet 
ist. 

 

53221.14 

19.12.2008 
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3. Forderungen des Regionalverbands Südlicher Oberrhein 
 

Der Regionalverband Südlicher Oberrhein bekennt sich gemäß des re-
gionalpolitischen Votums seiner Verbandversammlung zu einer bevor-
zugten Betrachtung des Schutzzieles Lärmminderung und fordert, dass 
das 3./4. Gleis im Planfeststellungsabschnitt 7.3 als Teil einer zweiglei-
sigen Güterverkehrstrasse entlang der BAB A 5 zwischen Offenburg 
und Riegel geführt wird. 
Der Regionalverband Südlicher Oberrhein fordert hierfür planfeststel-
lungsreife Unterlagen vorzulegen. Dabei fordert die Region sämtliche 
schalltechnische und flächenmäßigen Optimierungsmöglichkeiten zu 
nutzen, damit für die Ortslagen westlich und östlich der Autobahn ein 
Anstieg der derzeitigen Gesamtverkehrslärmbelastung aufgrund von 
Straßen- und Schienenverkehrslärm vermieden wird. In den Ortslagen 
entlang der bisherigen Bahnstrecke muss eine durchgehende, über das 
gesetzliche Maß hinausgehende Lärmsanierung gewährleistet sein. 

 
 

3.1. Berücksichtigung der raumordnerischen Vorgaben 
 
Der im vorliegenden Planfeststellungsverfahren beantragte Trassenver-
lauf der Antragstrasse basiert im Wesentlichen auf der Entscheidung 
des Innenministeriums Baden-Württemberg vom 05.11.1990, auf die 
Durchführung eines Raumordnungsverfahrens zu verzichten: 
Begründung war, dass die gerade Trassenführung eine Bündelung der 
Gleise ermögliche und keine Alternativen vorhanden seien (erneute 
Bestätigung am 27.08.2002 durch das Regierungspräsidium Freiburg). 
Grundlage war eine Dokumentation von Aspekten einer Trassenbünde-
lung mit der Rheintalbahn durch die DBBauProjekt GmbH vom 
28.06.2002. Die darin enthaltene Korridoruntersuchung (2001) geht im 
Abschnitt Lahr – Kenzingen von insgesamt 372 Zügen, davon jeweils 
200 Güterzügen aus. 
 
Die Rahmenbedingungen haben sich seit 2002 verändert: Beispielswei-
se haben sich die Prognosezahlen von insgesamt 372 Zügen für den 
Abschnitt Lahr – Mahlberg im BVWP 2003 auf 436 Züge erhöht. Von 
den 436 Zügen entfallen allein 284 Züge auf den Güterverkehr. Zieht 
man die Prognosezahlen für das Jahr 2025 aus dem Gutachten „Prog-
nose der Verkehrsnachfrage und der Zugzahlen auf der Oberrheinstre-
cke 2025“, welches im Auftrag der Landesregierung Baden-
Württemberg von BVU erstellt wurde, heran, erhöht sich die Zahl auf 
der Rheintalbahn verkehrenden Züge sogar auf 452 für den Abschnitt 
7.3. Lahr – Mahlberg. 
 
In einer ergänzenden Untersuchung der BVU vom 28.11.2008 wurden 
die Prognosezahlen für das Jahr 2025 genauer analysiert.  
Für den ausgebauten Abschnitt 7.3 Lahr - Mahlberg wird nun eine Stre-
ckenkapazität von 744 Zügen pro Tag zzgl. 118 freier Trassen festge-
stellt, von denen allein 470 Züge dem Güterverkehr zugeordnet sind. 
 
Gerade aber die Steigerung im Güterverkehr hat erhebliche Auswirkun-
gen auf die Betroffenheit des Wohnumfeldes entlang der Rheintalbahn. 
Dieses würde demnach aus heutiger Sicht noch stärker betroffen, als im 
Jahr 2002 angenommen.  
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Die veränderten Verhältnisse, insbesondere die erhöhten Güterzugzah-
len und die zusätzliche Lärm- und Erschütterungsbelastung, erfordern 
eine erneute Bewertung und eine vertiefte Prüfung insbesondere der Al-
ternativtrasse parallel zur BAB A 5. 
 
 

3.2. Prognosezeitraum 
 
Die 16. BImSchV enthält zwar keine ausdrückliche Regelung über den 
zu wählenden Prognosezeitraum. In der Begründung heißt es aller-
dings, dass die Prognosewerte im Allgemeinen erst nach 10 bis 20 Jah-
ren erreicht werden. Das verdeutlicht, dass für die vorliegenden Pla-
nungen ein unterer Prognosezeitraum gewählt wurde und auch der 
Prognosehorizont 2025 relativ kurz gegriffen ist. 
 
Für die Planung der Strecke, zur Bemessung des aktiven und passiven 
Schallschutzes sowie des Erschütterungsschutzes werden in den Plan-
feststellungsunterlagen die Prognosen für das Jahr 2015 aus dem Bun-
desverkehrswegeplan (2003) zugrunde gelegt (vgl. S. 14 Erläuterungs-
bericht (EB) und S. 20-21 Schalltechnische Untersuchung (SU)).  
 
Die der Prognose zugrunde liegenden Zugzahlen sind als zu niedrig 
anzusehen. Zum Einen werden zukünftige Entwicklungen der Nord-
Süd-Transversale, die mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu erwarten 
sind, nicht ausreichend berücksichtigt. Zum Anderen basieren die Zug-
zahlen auf einem zu kurz gewählten Prognosezeitraum. 
 
Der Ausbau der Rheintalbahn ist ein Teilprojekt des Gesamtausbaus 
hin zu einer leistungsfähigen Nord-Süd-Transversale in Europa (vgl. 
S. 8f EB). Mit dem Ausbau erfüllt Deutschland u. a. den Vertrag von 
Lugano (1996), den Zu- und Ablauf zu den beiden Alpentunneln am 
Gotthard und Lötschberg zu erweitern und sicherzustellen. Nicht nach-
vollziehbar ist daher die Aussage in den Planfeststellungsunterlagen 
(vgl. S. 14 EB), dass für weitergehende Entwicklungen über den Prog-
nosehorizont hinaus die konzeptionellen, methodischen und planungs-
rechtlichen Grundlagen fehlen würden.  
 
Die Zu- und Ablaufstrecke zwischen Karlsruhe und Basel muss 
– ebenso wie die Knoten – so organisiert sein, dass ihre Leistungsfä-
higkeit auf die Basistunnel am Lötschberg und Gotthard abgestimmt ist. 
Dabei ist zu bedenken, dass die volle Leistungsfähigkeit der Basistun-
nel erst nach Ausbau aller Zulaufstrecken in der Schweiz (voraussicht-
lich nicht vor 2030) ausgeschöpft werden kann. Das bedeutet, dass bei 
voller Auslastung der beiden Basistunnel am Lötschberg und Gotthard 
ab 2030 höhere Güterzugzahlen auf der Rheintalbahn als Zu- und Ab-
laufstrecke zu erwarten sind als bis 2015 prognostiziert wurden. 
 
Der Prognosezeitraum bis 2015 ist schon deshalb deutlich zu kurz ge-
wählt, weil der entsprechende Betriebszustand der Rheintalbahn spä-
testens innerhalb weniger Jahre nach Fertigstellung der Maßnahme er-
reicht sein wird. Hinzu kommt, dass der Bund und die Deutsche Bahn 
AG inzwischen den ursprünglich für 2012 geplanten Zeitpunkt der Inbe-
triebnahme der Strecke zwischen 2016 bis 2020 einplanen (bw Woche 
Nr. 31; 14.08.2006). Zudem bestätigte das Regierungspräsidium Frei-
burg mit Schreiben vom 25.10.2006, 
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„dass der von der Bahn angenommene Prognosehorizont für 
das Jahr 2015 angesichts des jetzigen Verfahrenssachstandes 
zu kurz gegriffen ist und diesbezüglich Handelsbedarf besteht“. 

Vor diesem Hintergrund hatte das Land Baden-Württemberg das Gut-
achten „Prognose der Verkehrsnachfrage und der Zugzahlen auf der 
Oberrheinstrecke 2025“ bei BVU in Auftrag gegeben, dessen Ergebnis-
se am 08.02.2008 präsentiert wurden. Gleichzeitig sicherte das Regie-
rungspräsidium Freiburg zu, die neuen Zugzahlen für das Jahr 2025 in 
alle laufenden Anhörungsverfahren einzubringen. Im Rahmen einer Er-
gänzungsuntersuchung vom November 2008 war es BVU möglich, eine 
verfeinerte Berechnung der Leistungsfähigkeiten durchzuführen und 
kam zu weitaus größeren Streckenkapazitäten, als bisher prognosti-
ziert. 
Den Planfeststellungsunterlagen wurde zwar – nur zur Information – ei-
ne Nachuntersuchung bezüglich des Schall- und Erschütterungsschut-
zes auf der Basis der Zugzahlenprognose 2025 beigefügt. Dem laufen-
den Planfeststellungsantrag liegen jedoch weiterhin die Zugzahlen des 
BVWP 2003 für das Jahr 2015 zugrunde. 
 
Nach höchstrichterlicher Rechtssprechung wäre die „Beschränkung auf 
einen Prognosehorizont, für den im maßgeblichen Beurteilungszeit-
punkt bereits verlässlich absehbar ist, dass das Vorhaben bei seinem 
Eintritt noch nicht fertiggestellt und in Betrieb genommen sein wird“, so-
gar unsachgemäß und deshalb fehlerhaft (BVerwG 9 B 41.04 vom 
25.05.2005). „Die Verkehrsprognose soll die Grundlage zur Bewältigung 
der Probleme schaffen, die durch den Betrieb der geplanten Strecke un-
ter Lärmschutzaspekten aufgeworfen werden“. 
 
Abschließend verweisen wir auf das Schreiben des Regierungspräsidi-
ums Freiburg vom 28.09.2006 an Bahnchef Mehdorn, dass die Plan-
feststellungsbehörde  

„die Prognose des Bundesverkehrswegeplans als Grundlage für 
die technische Planung dann zu korrigieren hat, wenn nach Er-
lass des Bundesverkehrswegeplans hinreichend konkrete An-
haltspunkte dafür gegeben sind, dass eine davon abweichende 
Verkehrsentwicklung zu erwarten ist“.  

Anknüpfungspunkt war die Aussage von Mehdorn, dass „der Güterver-
kehr auf der Rheintalbahn deutlich stärker wachsen [werde], als bislang 
prognostiziert. Während die für 2015 erwartete Zugfrequenz von der 
Bahn noch abgewickelt werden könne, käme sie dann an Grenzen“ (BZ 
23.09.2006). Mehdorn korrigierte zwar diesen Pressebericht dahinge-
hend, dass „mit einem stärkeren Verkehrszuwachs erst für spätere Zeit-
räume weit nach 2015 zu rechnen ist“ (Lahrer Zeitung 28.10.2006). 
Damit bekräftigte er - unausgesprochen -, dass der gewählte Prognose-
zeitraum bis 2015 zu kurz ist.  
 
Vor dem Hintergrund der Schwierigkeiten einer langfristigen Prog-
nose, die die tatsächlichen zukünftigen Zugbelastungen voraus-
sagt, fordert der Regionalverband Südlicher Oberrhein, dem Plan-
feststellungsverfahren die maximale Streckenkapazität zugrunde 
zu legen (s. Punkt 3.3 dieser Stellungnahme). Der Regionalverband 
fordert hilfsweise, die Prognose 2025 als Grundlage für das Plan-
feststellungsverfahren zu nehmen. Nur so könnte verhindert wer-
den, dass die Prognosezahlen nicht bereits vor Inbetriebnahme der 
Strecke überholt sein werden. 
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3.3. Zugzahlen 

 
In den Planfeststellungsunterlagen werden die Zugzahlen entsprechend 
der Prognosen für das Jahr 2015 aus dem Bundesverkehrswegeplan 
(2003) zugrunde gelegt.  
 
Unbeachtet bleibt durch diese relativ vagen und kurzfristigen Prognosen 
allerdings der tatsächlich geplante Betrieb der ausgebauten Strecke. 
Der Regionalverband hatte bereits mit Schreiben vom 29.10.2003 an 
das Regierungspräsidium Freiburg die Offenlegung des Betriebskon-
zeptes für den Ausbau der Rheintalbahn gefordert. Unter einem Be-
triebskonzept wird dabei ein Konzept für die Nutzung der zukünftigen 
Infrastruktur verstanden, in dem die Annahmen u. a. zum Zugmix und 
zur Geschwindigkeit dargelegt werden. So stellt die schweizerische 
SBB bei ihren Planungen zunächst ein Betriebskonzept für die Strecke 
auf und leitet daraus die erforderliche Infrastruktur ab. 
 
Da das vom Regionalverband Südlicher Oberrhein geforderte Betriebs-
konzept bis heute auch innerhalb der Planfeststellungsunterlagen nicht 
offengelegt wurde, sind sowohl die in den Planfeststellungsunterlagen 
aufgeführten Prognosen als auch die tatsächliche zukünftige Belastung 
der Strecke nicht nachvollziehbar.  
 
Eine Gegenüberstellung der Zugzahlen für den Planfeststellungsab-
schnitt 7.3 (vgl. S. 14 EB und S. 20-21 SU) mit den Erfahrungswerten 
von unabhängigen Experten (vgl. hierzu auch unser Schreiben vom 
17.03.2004 an das Regierungspräsidium Freiburg) verdeutlicht, dass es 
z. T. erhebliche Unterschiede zwischen den Prognosen und den Erfah-
rungswerten zur Auslastung von Schienenstrecken gibt. Dies wird auch 
durch das vom Regierungspräsidium Freiburg und Innenministerium 
beauftragte Ergänzungsgutachten der BVU vom 28.11.2008 belegt. 
 
PfA 7.3 – Lahr - Mahlberg 

BVU* Zugzahlen 
Prognose-

Planfall 2015 

Rhein-
talbahn 

ABS Züge 
insgesamt

Prognose 
2025 

Streckenkapazität 

Erfah-
rungswerte 
(Schweiz)**

Fernverkehr 0 76 76 78 
Nahverkehr 76 0 76 76 

(Auslas-
tung von 

61 %) 
 

Güterverkehr 192 92 284 298 470 

freie 
Tras-
sen/ 
Tag 

ABS: 300 
NBS: 320 

Gesamt 268 168 436 452 744 + 118 620 
* gemäß des Gutachtens „Prognose der Verkehrsnachfrage und der Zugzahlen auf  
 der Oberrheinstrecke 2025“ Januar 2008 sowie des Ergänzungsberichts vom 
 November 2008.  
** Die tatsächliche Kapazität der Rheintalbahn variiert allerdings und kann nur mittels  
 detaillierter Aufschlüsselungen zu dem zu fahrenden Betrieb, d. h. zum Zugmix etc.  
 ermittelt werden. 
 
 
Als ein weiteres Indiz für die Fehlerhaftigkeit der Prognosewerte, die 
den Planfeststellungsunterlagen zugrunde liegen, kann ebenfalls die für 
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den Zähltag 29.01.2004 tatsächlich von der DB Netz AG gemessene 
Zugbelastung auf dem Engpass Denzlingen – Gundelfingen dienen. 
Danach wurde am 29.01.2004 auf dem Abschnitt Denzlingen – Gundel-
fingen auf der bestehenden 2-gleisigen Strecke eine maximale Zugzahl 
von 343 Zügen erreicht – davon 60 Fernverkehrs-, 132 Regionalver-
kehrs- und 151 Güterverkehrszüge. Obwohl die DB Netz AG darauf 
hingewiesen hat, dass diese überdurchschnittliche Gesamtzugzahl auf 
dem kurzen Engpassabschnitt betrieblich nur mit einem immensen Dis-
positionsaufwand abzuwickeln und bei dieser Belastung eine ausrei-
chende Betriebsqualität auf Dauer nicht sicherzustellen sei, verdeutlicht 
die Situation dennoch, dass die Kapazität einer bestehenden 
2-gleisigen Strecke über den genannten Erfahrungswerten von 300 Zü-
gen pro Tag liegen kann. 
 
Das ergänzenden Gutachten von BVU vom 28.11.2008 zur Prognose 
2025 beziffert die Streckenkapazität im Planfeststellungsabschnitt 7.3 
bei einer Auslastung von 61 %, bei entsprechenden Puffern, mit 744 
Zügen pro Tag. Bei einer 100 %igen Auslastung kommt das Gutachten 
von BVU zzgl. der freien Trassen auf eine theoretische Gesamtkapazi-
tät von 862 Zügen pro Tag – d. h. diese Werte übertreffen die o. g. Er-
fahrungswerten aus der Schweiz von 620 Zügen pro Tag bei weitem. 
 
Der Regionalverband Südlicher Oberrhein fordert, dass dem Plan-
feststellungsverfahren die maximale Streckenkapazität zugrunde 
gelegt wird, da die Planungen nicht auf einem Betriebskonzept ba-
sieren und die DB AG als Wirtschaftsunternehmen die vorhande-
nen Streckenkapazitäten aus betriebswirtschaftlicher Sicht maxi-
mal auslasten wird. 
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3.4. Schallschutz 

 
3.4.1. Berechnungsgrundlage 

 
Den Berechnungen zum Schallschutz wird in den Planfest-
stellungsunterlagen die Streckenbelastung mit den Zugzahlen gemäß 
den Prognosen für das Jahr 2015 aus dem Bundesverkehrswegeplan 
2003 zugrunde gelegt (vgl. S. 20-21 SU). Auf die damit zusammenhän-
gende Problematik wird bereits unter Ziffern 3.2 und 3.3 dieser Stel-
lungnahme ausführlich eingegangen. 
 
Aufgrund der fehlenden Nachvollziehbarkeit der Prognosezahlen 
müssen auch die Berechnungen zum Lärmschutz auf der maxima-
len Auslastungsmöglichkeit der Strecke basieren. Nur so ist eine 
übermäßige und im Einzelfall sogar gesundheitsschädliche Belas-
tung durch den Schienenverkehr vermeidbar. 
 
Dies ist im Bereich des Schallschutzes umso wichtiger, da der Gesetz-
geber keine Nachbesserung des baulichen Lärmschutzes vorschreibt, 
wenn sich die ursprünglich angenommenen Zugzahlen erhöhen. Nur 
bei einer wesentlichen baulichen Veränderung der Strecke ist die 
Nachbesserung des baulichen Lärmschutzes vorgeschrieben. Greift im 
Falle der Erhöhung der Zugzahlen die gesetzlich vorgeschriebene 
Lärmsanierung, würden dennoch höhere Grenzwerte gemäß 
VLärmSchR 97 herangezogen werden, die weit über den Grenzwerten 
der 16. BImSchV liegen. 

 
 
3.4.2. Schallschutz gemäß § 41 BImSchG – Stand der Technik 

 
Aus § 41 Abs. 1 BImSchG folgt der Vorrang von aktivem vor passivem 
Schallschutz. Danach ist beim Bau von Eisenbahnen sicherzustellen, 
dass durch diese keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Ver-
kehrsgeräusche hervorgerufen werden, die nach dem Stand der Tech-
nik vermeidbar sind. Dieser Vorrang gilt gemäß § 41 Abs. 2 BImSchG 
zwar nicht, soweit die Kosten der Schutzmaßnahme nicht im Verhältnis 
zu dem angestrebten Schutz stehen. Allerdings ist hierfür eine Verhält-
nismäßigkeitsprüfung unter Zugrundelegung bestimmter Kriterien 
durchzuführen. 
 
Nach dem Stand der Technik ist mittels einer Reduzierung der Lärmwir-
kung an der Quelle, d. h. über die Sanierung des sog. Rollenden Mate-
rials, eine Lärmreduktion um bis zu 70 % gegenüber älteren Güterzü-
gen möglich. 
 
Der Regionalverband Südlicher Oberrhein hat sich in der Vergangenheit 
wiederholt dafür eingesetzt, die Reduzierung des Lärms an der Quelle 
zusätzlich zum baulichen Lärmschutz als Daueraufgabe anzusehen. In 
der Schweiz gibt es eine Verordnung über die Lärmsanierung von Ei-
senbahnen. Diese gilt u. a. für in Betrieb stehende Schienenfahrzeuge, 
welche mit Bremssystemen ausgerüstet sind, die nicht dem Stand der 
Technik entsprechen. Nach der schweizerischen Lärmsanierungsver-
ordnung wird für das Jahr 2015 davon ausgegangen, dass bereits ein 
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Großteil der schweizerischen Güterzüge hinsichtlich ihres Rollmaterials 
nach dem aktuellen Stand der Technik saniert sein werden. 
 
Das schweizerische Rollmaterialsanierungskonzept berücksichtigt dabei 
für das Jahr 2015 folgende Anteile von lärmsanierten bzw. lärmarmen 
Reisezügen und Güterwagen in Prozenten: 
 

- Schweizerische Reisezüge 100 
- Ausländische Reisezüge 100 
- Blockzüge 100 
- Rollende Autobahn   60 
- Unbegleiteter Kombiverkehr (UKV)   50 
- Güterzüge Schweiz   40 
- Güterzüge Transit   10 

 
In den Planfeststellungsunterlagen werden keine Aussagen zur Redu-
zierung der Lärmwirkung an der Quelle getroffen. Das verdeutlicht, dass 
bei den Planungen für die Schallschutzmaßnahmen weder der aktuelle 
Stand der Technik berücksichtigt wurde noch ein wirklich aktiver Lärm-
schutz von Seiten der Vorhabensträgerin angestrebt wird. Die Schall-
schutzmaßnahmen in den Planfeststellungsunterlagen sind auf der 
Grundlage von § 41 Abs. 1 BImSchG daher nicht nachvollziehbar. 
 
Der Regionalverband Südlicher Oberrhein fordert unter Berufung 
auf § 41 Abs. 1 BImSchG, einen aktiven Lärmschutz durch die Sa-
nierung des Rollmaterials entsprechend dem Stand der Technik im 
Planfeststellungsbeschluss festzuschreiben, der über die in den 
Planungen vorgesehenen rein baulichen Maßnahmen hinausgeht. 
 
 

3.4.3. Schienenbonus 
 
Bei den Berechnungen zur Lärmwirkung entlang der Strecke wird in den 
Planfeststellungsunterlagen zur Ermittlung des erforderlichen Lärm-
schutzes der sog. Schienenbonus in Höhe von -5 dB(A) gemäß Anlage 
2 zur 16. BImSchV abgezogen (vgl. S. 16 SU). Der Schienenbonus 
wurde bislang von der Rechtsprechung noch anerkannt. Zwischenzeit-
lich wird dieser jedoch sowohl in der Literatur als auch in der Praxis zu-
treffend kritisiert. 
 
Die dem Schienenbonus zu Grunde liegenden lärmtechnischen An-
nahmen berücksichtigen nicht den aktuellen Stand der Lärmwirkungs-
forschung. Der Schienenbonus beruht auf sozialwissenschaftlichen 
Studien aus den 70er / 80er Jahren. Die Ergebnisse dieser inter-
disziplinären Feldstudien beziehen sich ausschließlich auf die reine 
Lästigkeitsempfindung bzw. -wahrnehmung. Sie betrachten somit nur 
eine subjektiv wahrnehmbare Komponente des Lärms. Objektive (medi-
zinisch begründete) Komponenten wurden nicht integriert.  
 
Lärm ist nach den Erkenntnissen der Lärmwirkungsforschung ein schä-
digender Stressor und daher mitursächlich für eine Reihe von Erkran-
kungen. Eine in Berlin durchgeführte Verkehrslärmstudie ergab einen 
Anstieg der Herzinfarkte um 20 % bei Lärmpegeln außen am Tag zwi-
schen 71 und 75 dB(A). Aber bereits bei geringerer Lärmbelastung 
kommt es zu einer Reihe von Stressreaktionen. 
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Beginnend mit der Ausschüttung von Stresshormonen führt dies zur 
Beeinflussung und Schädigung des Herz-Kreislauf-Systems, des Stoff-
wechsels und der Blutfette. Besonderes Augenmerk ist auf die nacht-
lärmbedingte Schlafstörung zu richten. Für den Fluglärm hat die Recht-
sprechung – basierend auf naturwissenschaftlichen Erkenntnissen – 
klare Kriterien entwickelt, was nächtliche Lärmbelastungen angeht: 
 
- Lärmstörungen, die zu erinnerbarem Aufwachen führen, sind ge-

sundheitsgefährdend. Der Schwellenwert für Aufwachreaktionen 
liegt bei einem Rauminnenpegel von 60 dB(A). 

 VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 22. 04. 1999, 8 S 1284/98, 
VBlBW 2000, 27 (31). 

 
- Wird dieser Maximalpegel in der Nacht mehr als sechsmal  

überschritten, so ist dies gesundheitsschädlich (Jansen–Kriterium). 
 OVG Hamburg, Urteil vom 03. 09. 2001, 3 E 32/98.P. 
 
- Die Dämmwirkung eines halb geöffneten Fensters beträgt  

15 dB(A), die eines geschlossenen Normalfensters 24 dB(A). 
 VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 22. 04. 1999, 8 S 1284/98, 

VBlBW 2000, 27 (31). 
 

Nach der Rechtsprechung bedeutet das, dass der gesundheitsgefähr-
dende Rauminnenpegel von 60 dB(A) bei einem halb geöffneten Fens-
ter bei einem Spitzenpegel außen von 75 dB(A) erreicht wird. Gesund-
heitsgefährdungen sind aber auch schon bei Spitzenpegeln oberhalb 55 
dB(A) innen und 65 dB(A) außen nicht auszuschließen. 
 
Diese Erkenntnisse aus dem Bereich des Fluglärms besitzen zumindest 
für gewisse Schienenverkehrsarten Gültigkeit, da aus hörphysiologi-
scher bzw. lärmmedizinischer Sicht Hochgeschwindigkeitszüge mit Ge-
schwindigkeiten von 100 – 200 km/h hinsichtlich Spitzenpegel und An-
stiegsdynamik mit Überflugschallen vergleichbar sind und entsprechend 
bewertet werden müssen (so Prof. Spreng, Institut für Physiologie und 
experimentelle Pathophysiologie (Universität Erlangen), Vortrag am 18. 
11. 2005 in Bad Krozingen.). 
 
Eine Reihe von Studien legt nahe, dass Güterzüge im Vergleich zu Rei-
sezügen eine insgesamt größere Störwirkung entfalten. 
 Schuemer/Schreckenberg/Felscher-Suhr (Hrsg), Wirkungen von 

Schienen- und Straßenverkehrslärm, 2003, S. 31 f. 
 
Nach aktuellsten Erkenntnissen von Frau Prof. Dr. Barbara Griefahn, 
Universität Dortmund, aus verschiedenen Studien der Jahre 2006 bis 
2008, hat sich die wissenschaftliche Erkenntnis verfestigt, dass der 
Schienenlärm für die Nacht eine höhere – auch gesundheitsrelevante – 
Störwirkung entfaltet als der Flug- oder Straßenlärm. Auf dem ersten 
Schienenlärmkongress der Universität Freiburg und des Regionalver-
bands Südlicher Oberrhein am 11.07.2008 bestätigte Frau Prof. Dr. 
Griefahn diese Erkenntnis und belegte sie mit folgenden Aspekten: 
- Die größere Störwirkung des Schienenlärms äußerte sich in den 

verschiedenen Studien durch eine erhöhte Aufwachwahrscheinlich-
keit im Vergleich zu den Verkehrsträgern Luft und Straße. Die Auf-
wachwahrscheinlichkeit nahm insbesondere beim Güterverkehr zu, 



 10

bei dem die Maximalpegel über einen längeren Zeitraum (mehr als 
40 Sekunden) anhalten. 

- Durch das Aufwachen kommt es zu anderen physiologischen Ver-
änderungen im Organismus, wie z. B. die Zunahme der Herz-
schlagfrequenz. Diese Zunahme der Herzschlagfrequenz ist beim 
Schienenverkehr v. a. beim Aufwachen aus der Tiefschlafphase 
deutlich größer als beim Straßen- oder Luftverkehr. 

- Beim Schienenverkehrslärm konnte bei allen Lautstärken von <50 
dB(A) bis >60 dB(A) keine Veränderung des Körpers in der Reakti-
on auf die Lautstärke festgestellt werden, d. h. bei jedem Lärmpe-
gel gab es – im Unterschied zum Straßen- oder Luftverkehr – die 
gleiche Zunahme der Herzschlagfrequenz. 

- Auch wenn es zu keiner Aufwachreaktion des Körpers durch die 
Lärmbelästigung kam, wurde beim Schienenverkehrslärm ein deut-
licher Anstieg der Herzschlagfrequenz verzeichnet. 

- Die Lärmeinwirkung des Schienenverkehrs hatte in den Studien 
darüber hinaus Auswirkungen auf die gesamte Schlafstruktur. Die 
Schlafphase, bis die Tiefschlafphase erreicht wird, dauert beim 
Schienenverkehrslärm länger als beim Straßenverkehrslärm. Hinzu 
kommt, dass die lärminduzierten Aufwachreaktionen ebenfalls zu 
einer deutlichen Reduktion der Tiefschlafzeit in der Nacht führen. 
Beim Schienenverkehrslärm nimmt darüber hinaus die Übergangs-
phase zwischen dem Wach- und Schlafstadium am stärksten zu. 

- Insgesamt konnte eine starke Zunahme der Schlafstörungen beim 
Schlafeffizienzindex und eine geringe Schlafeffizienz bei der Ein-
wirkung von Schienenverkehrslärm festgestellt werden. 

- Insgesamt wurde ermittelt, dass auch die subjektive Schlafqualität 
abnimmt, wenn Schienenverkehrslärm in der Nacht zum Straßen-
verkehrslärm hinzukommt. 

Die o. g. Erkenntnisse von Frau Prof. Dr. Griefahn wurden durch neue 
Erkenntnisse aus dem Jahr 2008 durch die Forschungskollegen Evy 
Öhrström, Universität Göteborg, Schweden, und Mathias Basner, Deut-
sches Zentrum für Luft- und Raumfahrt, bestätigt. 
Gerade diese gesundheitlichen Auswirkungen des Schienenverkehrs-
lärms wurden bislang beim Schienenbonus nicht näher betrachtet. Auf-
grund der neueren Erkenntnisse zu den gesundheitlichen Auswirkungen 
des Schienenlärms stellt sich die Frage, ob dies nicht zumindest für den 
Nachtzeitraum zu einer Aufhebung des Schienenbonus oder sogar zu 
einem „Schienen-Malus“ führen müsste. 
 
Mit Schreiben vom 19.01.2006 hatte das Bundesverkehrsministerium 
zugesagt, die Rechtfertigung des Schienenbonus in Zusammenarbeit 
mit dem Bundesministerium für Umwelt- und Reaktorsicherheit, dem 
Umweltbundesamt sowie der Deutschen Bahn AG erneut überprüfen zu 
lassen. Die Studien dazu befanden sich nach Auskunft des Bundesver-
kehrsministeriums noch „in Arbeit bzw. stehen kurz vor der Veröffentli-
chung“ (Schreiben vom 19.10.2006). Das Bundesverkehrsministerium 
sagte zu, den Regionalverband über die Ergebnisse zu informieren und 
den Schienenbonus im Ergebnis offen zu prüfen. Dies bestätigte das 
Ministerium erst kürzlich mit Schreiben vom 06.08.2008. Jedoch liegen 
relevante Ergebnisse frühestens ab Herbst 2009 vor. Mit Schreiben 
vom 25.11.2008 teilte das Ministerium mit, dass es derzeit keinen An-
lass gebe, von der Anwendung des Schienenbonus abzusehen. 
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Nach der Rechtsprechung ist der Verordnungsgeber verpflichtet, die 
Fortentwicklung der Lärmwirkungsforschung zu beobachten, den 
Schienenbonus unter Kontrolle zu halten und ggf. entstehende Neuer-
kenntnisse zu bewerten und zu gewichten. Kommt er dieser Verpflich-
tung nicht rechtzeitig oder nicht genügend nach, so ist die anwendende 
Behörde, d. h. in diesem Falle die Anhörungsbehörde verpflichtet in ih-
rer Stellungnahme auf Bedenken gegenüber der Gesetzeskonformität 
des Schienenbonus hinzuweisen.  
 
Der Regionalverband Südlicher Oberrhein fordert daher, im vorlie-
genden Planfeststellungsverfahren die neueren Erkenntnisse zur 
Lärmwirkung, insbesondere der objektiven Lärmauswirkungen in 
Zusammenhang mit Gesundheitsgefährdungen zu berücksichti-
gen. Das sollte zur Konsequenz haben, dass der gesamte Schall-
schutz entlang der Strecke ohne den Schienenbonus von -5 dB(A) 
berechnet, bemessen und eingehalten wird. Das bedeutet auch, 
dass die Anhörungsbehörde in ihrer abschließenden Stellungnah-
me auf Bedenken gegenüber der Gesetzgebungskonformität des 
Schienenbonus hinweist. 
 
Beweisantrag: 
Der Regionalverband fordert hierzu ein entsprechendes Sachver-
ständigengutachten einzuholen, zum Beweis, dass Schienenlärm 
bei gleichem Mittelungspegel nach den aktuellen physiologisch-
medizinischen Erkenntnissen, insbesondere unter besonderer Be-
rücksichtigung des Schlafverhaltens, mindestens vergleichbare 
Auswirkungen wie Flug- und Straßenverkehrslärm hat, sich eine 
Privilegierung also nicht mehr rechtfertigen lässt. 
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3.4.4. Fehlende Berücksichtigung von Maximalpegeln 
 
Das Berechnungsverfahren in den Planfeststellungsunterlagen zeigt, 
dass mit dem sog. Mittelungspegel als Beurteilungspegel für den Lärm-
schutz nicht die maximale stündliche Anzahl an Zügen aus den Progno-
sen herangezogen wurde (vgl. S. 14ff SU). Maßgebend für die Bemes-
sung des Lärmschutzes ist gemäß den Planungen lediglich die durch-
schnittliche Anzahl an Zügen pro Stunde, unabhängig von den bereits 
absehbaren Spitzenbelastungen. 
 
Das Berechnungsverfahren in den Planfeststellungsunterlagen ist somit 
nicht nachvollziehbar. 
 
Nach der 16. BImSchV ist eine Berücksichtigung von Maximalpegeln 
bei der Berechnung der Lärmentwicklung zwar nicht vorgesehen. Dies 
ist aber nach Expertenmeinung (Prof. Dr. M. Spreng, Universität Erlan-
gen-Nürnberg sowie Prof. Dr. R. Sparwasser, Albert-Ludwigs-
Universität Freiburg, Vorträge am 18.11.2005 in Bad Krozingen) für den 
nächtlichen Eisenbahnverkehr lärmphysiologisch und lärmmedizinisch 
fehlerhaft. Genauso wie beim Fluglärm beruht die Störwirkung nächtli-
cher Verkehrsgeräusche auf der Aufwachreaktion. Diese ist zwar nicht 
unbedingt mit gesundheitsrelevantem, erinnerbaren Aufwachen gleich-
zusetzen. Gleichwohl muss die Nachtbelastung bspw. auch anhand von 
Maximalpegeln und deren Häufigkeit lärmmedizinisch gesondert be-
trachtet werden. Lärm kann bei langfristiger Einwirkung (vor allem 
nachts) oberhalb präventiver Richtwerte zur Gesundheitsbeeinträchti-
gung beitragen. Insoweit besteht kein Unterschied zwischen nächtli-
chem Flug- und Eisenbahnverkehr, insbesondere bei Hochgeschwin-
digkeits- und Güterzuglärm. 
 
Die Verkehrslärmerhöhung darf der Rechtsprechung des BVerwG zu-
folge zu keiner Gesamtbelastung führen, die eine Gesundheits-
gefährdung darstellt. Ein Schwellenwert wurde damals jedoch nicht 
festgelegt. Aufgrund neuer Erkenntnisse fordert der anerkannte Lärm-
mediziner Prof. Dr. M. Spreng präventive Konsequenzen für die Ge-
sundheit, insbesondere  
� die Begrenzung der Ausschüttung des nächtlichen Stresshor-

mons (Cortisol), 
� die Verhinderung zusätzlichen Aufwachens unterhalb des Maxi-

malpegels von Lmax,22-6h = 13x53 dB(A)Innen bzw. 13x68 dB(A)Außen 
sowie 

� die Vermeidung von Wiedereinschlafstörungen bei Dauerschall-
pegel von Leq,22-6h = 35 dB(A)Innen bzw. 50 dB(A)Außen 

 
Wie die neueren wissenschaftlichen Erkenntnisse von Frau Prof. Dr. 
Griefahn (vgl. Punkt 3.4.3 dieser Stellungnahme) zeigen, wirkt sich der 
Schienenverkehrslärm nachts sogar stärker auf den Schlaf aus (u. a. 
Aufwachreaktionen, Herzschlagfrequenz, Störung der Tiefschlafphase) 
als der Straßen- oder Flugverkehrslärm. Dabei wird deutlich, dass gera-
de der Spitzenschallpegel – und nicht der äquivalente Dauerschallpegel 
– in der Nacht maßgeblich für die gesundheitsrelevanten Störwirkungen 
bzw. Aufwachreaktionen sind. Das hängt zum Einen mit der anderen 
Bewusstseinssituation im Schlaf als im Wachzustand am Tag zusam-
men. Zum Anderen herrscht in der Nacht keine gleichbleibende Lärmsi-
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tuation wie am Tag, sondern der Verkehr führt zu Lärm-Intervallen die 
als stärker störend empfunden werden. 
 
Der Regionalverband Südlicher Oberrhein fordert aufgrund der 
neueren wissenschaftlichen Erkenntnisse zu den gesundheitlichen 
Auswirkungen des Schienenverkehrslärms insbesondere im 
Nachtzeitraum, dass im Planfeststellungsverfahren geeignete 
Schallschutzmaßnahmen gewählt werden, denen die maximalen 
Belastungspegel (Spitzenschallpegel) zugrunde liegen.  
 
Beweisantrag: 
Der Regionalverband fordert hierzu ein entsprechendes Sachver-
ständigengutachten einzuholen, zum Beweis, dass zur Vermeidung 
von lärmbedingten Gesundheitsgefahren und erheblichen Beein-
trächtigungen neben dem Mittelungspegel die Berücksichtigung 
von Spitzenschallpegeln und deren quantitative Begrenzung erfor-
derlich ist. 
 
 

3.4.5 „Besonders überwachtes Gleis“ 
 
Wie aus den Planfeststellungsunterlagen ersichtlich, stellt das sog. „Be-
sonders überwachte Gleis“ (BüG) eine Möglichkeit des aktiven Schall-
schutzes dar (vgl. S. 32 ff SU). Mit einer Verfügung vom Eisenbahn-
Bundesamt vom 16.03.1998 wurde es als eine besondere Vorkehrung 
anerkannt, mit der eine weitgehend dauerhafte Lärmminderung nach-
gewiesen sei – und zwar in Höhe von 3 dB(A). Auf dieser Grundlage 
wird auch in den vorliegenden Antragsunterlagen dort mit einem Gleis-
pegelabschlag von 3 dB(A) gerechnet, wo die Maßnahme BüG vorge-
sehen ist. 
 
Aus dem Schienenlärmkongress am 11.07.2008 in Freiburg ging her-
vor, dass neuere wissenschaftliche Erkenntnisse Anlass zu der Frage 
geben, ob das BüG in der Praxis tatsächlich zu einer dauerhaften Re-
duzierung des Schienenverkehrslärms um 3 dB(A) im Mittel führt. So 
hat das BVerwG bereits in einem Verfahren im Jahre 2000 eine Be-
weisaufnahme durchgeführt und aufgrund dieser Beweisaufnahme fest-
gestellt, dass das BüG eine dauerhafte Lärmminderung um zumindest 2 
dB(A) erzielt. Ob sich aufgrund dieser Erkenntnisse der vom Eisen-
bahnbundesamt für richtig erklärte Abschlag von 3 dB(A) heute noch 
halten lässt, muss ggf. innerhalb eines gerichtlichen Verfahrens geklärt 
werden. 
 
Beweisantrag: 
Der Regionalverband Südlicher Oberrhein fordert, zum Beweis, 
dass das Verfahren des BüG als aktive Schallschutzmaßnahme in 
der Praxis nicht geeignet ist, den dafür vorgesehenen Abzug von 
3 dB(A) von den für die Trasse errechneten Werten zu rechtferti-
gen, ein Sachverständigengutachten einzuholen. 
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3.4.6. Beschaffenheit der Züge 
 
Bei den Berechnungen zum Schallschutz wird in den Planfeststellungs-
unterlagen im Güterverkehr eine maximale Geschwindigkeit von 120 
km/h angenommen (Anhang 1.2 SU). Den Planfeststellungsunterlagen 
ist allerdings auch zu entnehmen, dass  
� die Streckengeschwindigkeit der Rheintalbahn bei 160 km/h so-

wie 
� die Entwurfsgeschwindigkeit der Ausbaustrecke bei 250 km/h 

liegt (vgl. S. 20f SU). 
 
Zurzeit existieren zwar noch keine Güterzüge, die in technischer Hin-
sicht schneller als 120 km/h fahren könnten. Allerdings erschließt sich 
aus den Planfeststellungsunterlagen kein Hinweis darauf, wie die Dis-
krepanz zwischen 120 km/h und 160 km/h zu erklären ist bzw. warum 
nicht der höhere Wert von 160 km/h den Schallschutzberechnungen 
zugrunde gelegt wurde. 
 
Der Regionalverband Südlicher Oberrhein fordert deshalb, die Dis-
krepanz zwischen der angenommenen Geschwindigkeit im Güter-
verkehr (v=120 km/h) und der Streckengeschwindigkeit der Rhein-
talbahn (v=160 km/h), der Entwurfsgeschwindigkeit der Aus-
baustrecke (v=250 km/h) plausibel zu erklären. Zudem sollte den 
Berechnungen im Hinblick auf die technische Weiterentwicklung 
bis zur Inbetriebnahme der Strecke die maximal mögliche Ge-
schwindigkeit von 160 km/h zugrunde gelegt werden. 
 
Gleiches gilt für die Berechnungen zum Schallschutz für den Nahver-
kehr. In den Planfeststellungsunterlagen wird eine maximale Geschwin-
digkeit von 140 km/h für Nahverkehrszüge angenommen (Anhang 1.2 
SU).  
 
Den Unterlagen ist allerdings auch zu entnehmen, dass  
� die Streckengeschwindigkeit der Rheintalbahn bei 160 km/h so-

wie 
� die Entwurfsgeschwindigkeit der Ausbaustrecke bei 250 km/h 

liegt (vgl. S. 20f SU). 
 
Der Regionalverband Südlicher Oberrhein fordert deshalb, die Dis-
krepanz zwischen der angenommenen Geschwindigkeit im Nah-
verkehr (v=140 km/h) und der zulässigen Streckengeschwindigkeit 
der Rheintalbahn (v=160 km/h bzw. v=250 km/h) plausibel zu erklä-
ren. Obwohl zurzeit keine Nahverkehrszüge existieren, die in tech-
nischer Hinsicht bis zur Streckenhöchstgeschwindigkeit fahren 
können, muss sichergestellt werden, dass den Berechnungen im 
Hinblick auf die technische Weiterentwicklung bis zur Inbetrieb-
nahme der Strecke die maximal mögliche Geschwindigkeit 
zugrunde gelegt wird. 
 
Darüber hinaus wird in den Planfeststellungsunterlagen zur Berechnung 
des Schallschutzes eine Güterzuglänge von 600 m angenommen (vgl. 
S. 21 SU und Anhang 1.2). In der trinationalen Studie „Strategische Ge-
samtplanung Basel – Verkehrsführung im Raum Basel“ wird allerdings 
von einer maximalen Güterzuglänge von 1500 m ausgegangen. Auch 
die DB AG selbst sagt in ihrem Nachhaltigkeitsbericht 2007, dass sie 
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am sog. Projekt „Überlange Güterzüge“ arbeite. Danach sollen in der 
dritten Stufe bereits am 2012 Güterzüge von bis zu 1.500 m Länge ein-
gesetzt werden.  
Nach unternehmenseigenen Angaben (vgl. Pressemitteilung DB AG 
vom 01.12.2008) hat die Deutsche Bahn gemeinsam mit dem nieder-
ländischen Infrastrukturbetreiber KeyRail zwischen Oberhausen und 
Rotterdam erstmals Güterzüge von 1.000 m Länge im November 2008 
im Rahmen des Projekts „GZ1000“ erprobt. Das vom Bundesministeri-
um für Wirtschaft und Technologie geförderte Projekt hat die Erhöhung 
der Kapazitäten im verfügbaren Netz zum Ziel, um insbesondere an 
Engpässen die Netzkapazitäten effizienter zu nutzen. Der Betrieb des 
Netzes ist derzeit bereits auf eine maximale Zuglänge von 750 Metern 
ausgelegt.  
In den Planfeststellungsunterlagen finden sich hierzu keine Angaben 
und Erklärungen, vor diesem Hintergrund sind die schall- und erschütte-
rungstechnischen Untersuchungen als nicht ausreichend zu werten, da 
sie die aktuelle technische Entwicklung nicht berücksichtigt. 
 
Der Regionalverband Südlicher Oberrhein fordert auch zu der 
Thematik ‚Länge der Güterverkehrszüge’ plausible Erklärungen. Es 
muss sichergestellt werden, dass die in den schalltechnischen Un-
tersuchungen zugrunde liegenden technischen Daten zum Güter-
verkehr der Beschaffenheit der Züge entsprechen, die zukünftig 
tatsächlich zum Einsatz kommen werden. 
 
 

3.5. Erschütterungsschutz 
 

Zur Ermittlung der Erschütterungsimmissionen wird in den Planfeststel-
lungsunterlagen die Streckenbelastung mit den Zugzahlen gemäß der 
Prognosen für das Jahr 2015 aus dem Bundesverkehrswegeplan 2003 
als Grundlage genommen (vgl. Anhang 1.2.3 Erschütterungstechnische 
Untersuchung (EU)). 
 
Zum Erschütterungsschutz ergibt sich die gleiche Problematik, wie beim 
Schallschutz (vgl. u. a. Ziffer 3.4.1 dieser Stellungnahme). Auch für eine 
angemessene Beurteilung der Erschütterungen entlang der Rheintal-
bahn fehlt die Offenlegung des tatsächlichen Betriebskonzeptes, denn 
allein durch die geplanten Zugzahlen der ABS wird in den Planfeststel-
lungsunterlagen von einer Erhöhung der Erschütterungsimmissionen 
um mindestens 25 % ausgegangen. Ein Konfliktpotential besteht für ca. 
49 Gebäude. Trotz oberbautechnischer Schutzmaßnahmen kann ein 
Restkonflikt bei zwei Gebäuden nicht ausgeschlossen werden, da die 
Beurteilungsanhaltswerte der DIN 4150-2 überschritten werden (vgl. S. 
5 EU). 
 
Daher fordert der Regionalverband Südlicher Oberrhein mit der un-
ter Ziffern 3.2 und 3.3 dieser Stellungnahme gegebenen Begrün-
dung, dass den Auswertungen zum Erschütterungsschutz eben-
falls die maximale Auslastungsfähigkeit der Strecke zugrunde ge-
legt wird. Nur so ist eine übermäßige und im Einzelfall sogar ge-
sundheitsschädliche Belastung durch den Schienenverkehr ver-
meidbar. 
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Ergänzend fordert der Regionalverband Südlicher Oberrhein eine 
angemessene Erschütterungsvorsorge, indem Maßnahmen zum 
Erschütterungsschutz nicht erst dann getroffen werden, wenn in-
folge von Ausbaumaßnahmen die Erschütterungsvorbelastung 
wesentlich erhöht wird. Vielmehr sollte, wie beim vorbeugenden 
Lärmschutz nach der 16. BImSchV auch, die Vorbelastung unbe-
rücksichtigt bleiben. 
 

3.6. Ergänzende Schall- und Erschütterungstechnische Untersuchun-
gen 
 
Die in den Planfeststellungsunterlagen dargelegten Schall- und Erschüt-
terungsschutzkonzepte basieren wie oben bereits erwähnt auf den 
Prognosen für das Jahr 2015, daher wurde im Auftrag der Anhörungs-
behörde eine neue Prognose der Zugzahlen mit Bezugsjahr 2025 er-
stellt.  
Die Projektträgerin hat in einem ergänzenden Gutachten vom 
15.10.2008 als Nachtrag zu den Planfeststellungsunterlagen überprüfen 
lassen, in welchem Ausmaß diese zu Veränderungen bei den Betrof-
fenheiten gegenüber der Prognose 2015 führt. Diese Nachuntersu-
chung dient aber nur zur Information.  
Dem laufenden Planfeststellungsantrag liegen weiterhin die Zugzahlen 
des BVWP 2003 für das Jahr 2015 zugrunde. 
Diesem Gutachten zufolge wird davon ausgegangen, dass bezüglich 
des Lärms die Konfliktbewältigung der ermittelten 181 im Nachtzeitraum 
(Steigerung + 19%) zusätzlich betroffenen Wohneinheiten gänzlich 
durch ergänzende passive Schallschutzmaßnahmen gewährleistet sei. 
Tagsüber seien lediglich vier Wohneinheiten zusätzlich betroffen.  
Zudem wird darauf hingewiesen, dass der Prognose 2015 Berechnun-
gen zugrunde lagen, die auf der Annahme von graugussklotzgebrems-
ten Güterfahrzeugen basiert, dass jedoch auf den Prognosehorizont 
2025 bezogen, mit deutlich moderneren und damit lärmärmeren Güter-
wagenmaterial zu rechnen sein würde (vgl. S.3 Ergänzende Schall- und 
Erschütterungstechnische Untersuchungen). Hier wird deutlich, dass 
der Projektträgerin die Problematik eines zu kurz gefassten Prognose-
horizonts bekannt ist und diese indirekt auch anerkannt wird.  
Aus den Unterlagen geht aber nicht hervor, inwiefern das rollende Ma-
terial bis 2025 saniert bzw. ausgetauscht werden soll, um die Annahme 
einer geringeren Lärmbelastung zu rechtfertigen. Diese Annahme 
scheint auch vor dem Hintergrund der ungeklärten Finanzierung eines 
Umrüstungsprogramms nicht realistisch. Hinsichtlich der Erschütte-
rungseinwirkungen wird konstatiert, dass bei den geplanten Erschütte-
rungsschutzmaßnahmen selbst mit erhöhter Zugfrequenz keine neuen 
Konflikte entstünden. 
 
Die ergänzenden schall und- erschütterungstechnische Untersuchun-
gen tragen nicht dazu bei, die Auswirkungen der Planung auf das Prog-
nosejahr 2025 realistisch abzuschätzen. Vor dem Hintergrund einer 
theoretischen Streckenkapazität von 862 Zügen pro Tag des Abschnitts 
7.3 im Jahr 2025, ist eine wesentlich höhere Schall- und Erschütte-
rungsbelastung anzunehmen.  
 
 

3.7. Feinstaub 
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In den Planfeststellungsunterlagen wird die Feinstaubbelastung durch 
die geplante Ausbaumaßnahme nur im Hinblick auf die klimatischen 
Auswirkungen behandelt (vgl. S. 36 bzw. S. 377ff Umweltverträglich-
keitsstudie (UVS)). Von den Auswirkungen einer erhöhten Feinstaubbe-
lastung können allerdings ebenfalls die in Trassennähe lebenden Men-
schen betroffen sein. 
 
Die Planfeststellungsunterlagen besagen, dass durch den Schienenbe-
trieb der ABS/ NBS Karlsruhe – Basel eine erhebliche Beeinträchtigung 
der Lufthygiene nicht zu erwarten ist (vgl. S. 388 UVS). 
 
Der Regionalverband Südlicher Oberrhein fordert, dass die Aus-
wirkungen des Vorhabens auf die Feinstaubbelastung entlang der 
Strecke ausreichend dargestellt werden. Diese Werte müssen mit 
den Grenzwerten der 22. BImSchV verglichen werden, um die 
Auswirkungen zu überprüfen. Da diese Untersuchung in den Plan-
feststellungsunterlagen fehlt, ist sie nachzureichen. 
 
 

3.8. Raumentwicklung und Eisenbahnentwicklung 
 
Der Ausbau der Rheintalbahn hat unwiderrufliche Auswirkungen auf die 
räumliche und städtebauliche Entwicklung der Gemeinden entlang des 
Planfeststellungsabschnitts 7.3 Lahr-Mahlberg. Es ergeben sich sowohl 
durch den Bau der neuen Gleise als auch durch die Verbesserung des 
Schallschutzes mittels hoher Lärmschutzwände nachhaltige Beeinträch-
tigungen des Orts- und Landschaftsbildes.  
 
Die Antragstrasse ergibt eine Vielzahl von Konflikten u.a. auch für die 
Stadtentwicklung von Lahr. Durch die insgesamt ca. 980 m Schall-
schutzwände mit Höhen bis zu 5,5 m über Schienenoberkante westlich 
bzw. östlich der Antragstrasse ergeben sich gravierende Zerschnei-
dungswirkungen und Störungen der Sichtbeziehungen im Stadtgefüge, 
insbesondere am Bahnhof von Lahr.  
 
Die DB Netz AG schafft es mit der beantragten Trassenführung trotz 
städtebaulich problematisch hoher Lärmschutzwände nicht, die gesetz-
lich vorgeschriebenen Grenzwerte der 16. BImSchV im gesamten 
Stadtgebiet von Lahr einzuhalten. Ein sog. Vollschutz ist mit der An-
tragstrasse allein durch aktive Schallschutzmaßnahmen nicht erreich-
bar, weil dies Lärmschutzwände in noch unvertretbareren Höhen vor-
aussetzen würde. Damit die Grenzwerte der 16. BImSchV nachts ein-
gehalten werden können, muss für ca. 942 Wohneinheiten im PfA 7.3 
mit passivem Schallschutz nachgebessert werden (vgl. S. 43ff SU). Die 
Lärmbelastungen würden für Gebäude in Bereichen des Bahnhofs Lahr 
und Orschweier, insbesondere für die Hochhäusern, oberhalb von 60 
dB(A) nachts liegen. Zudem wird der Taggrenzwert für mehrere Wohn-
gebäude nicht eingehalten. 
 
 
Der Regionalverband Südlicher Oberrhein lehnt vor dem Hinter-
grund der gravierenden ungelösten Konflikte für die Raum- und 
Stadtentwicklung der Gemeinden im Planfeststellungsabschnitt 7.3 
die vorgelegte Planung ab. Der Regionalverband fordert, dass das 
3./4. Gleis im Planfeststellungsabschnitt 7.3 als Teil einer zweiglei-



 18

sigen Güterverkehrstrasse entlang der BAB A 5 zwischen Offen-
burg und Riegel geführt wird. 
Die Vorhabensträgerin wird aufgefordert, die Trassenführung zu 
optimieren. 
 
 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 gez. Dr. Dieter Karlin  


